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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertrie- 
benengesetz — BVFG — ) vom 19. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 201) in der Fassung des 
Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesvertriebenengesetzes vom 

3. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 231) 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als Vertriebene gelten Personen, 
die als deutsche Staatsangehörige oder 
deutsche Volkszugehörige 

1. nach dem 30. Januar 1933 die in Ab- 
satz 1 genannten Gebiete verlassen und 
ihren Wohnsitz außerhalb des Deut- 
schen Reichs genommen haben, weil 
aus Gründen politischer Gegnerschaft 
gegen den Nationalsozialismus oder aus 
Gründen der Rasse, des Glaubens oder 
der Weltanschauung nationalsozialisti- 
sche Gewaltmaßnahmen gegen sie ver- 
übt worden sind oder ihnen drohten, 

2. auf Grund der während des zweiten 
Weltkrieges geschlossenen zwischen- 
staatlichen Verträge aus außerdeutschen 
Gebieten oder während des gleichen 
Zeitraumes auf Grund von Maßnah- 
men deutscher Dienststellen aus den 
von der deutschen Wehrmacht besetz- 
ten Gebieten umgesiedelt worden sind 
(Umsiedler), 

3. nach Abschluß der allgemeinen Vertrei- 
bungsmaßnahmen die zur Zeit unter 
fremder Verwaltung stehenden deut- 


schen Ostgebiete, Danzig, Estland, Lett- 
land, Litauen, die Sowjetunion, Polen, 
die Tschechoslowakei, Ungarn, Rumä- 
nien, Bulgarien, Jugoslawien, Albanien 
oder China verlassen haben oder ver- 
lassen, es sei denn, daß sie erst nach 
dem 8. Mai 1945 einen Wohnsitz in die- 
sen Gebieten begründet haben (Aus- 
siedler), 

4. ohne einen Wohnsitz gehabt zu haben, 
ihr Gewerbe oder ihren Beruf ständig 
in den in Absatz 1 genannten Gebie- 
ten ausgeübt haben und diese Tätig- 
keit infolge Vertreibung aufgeben muß- 
ten, 

5. ihren ständigen Aufenthalt in den in 
Absatz 1 genannten Gebieten infolge 
Vertreibung aufgeben mußten, sofern 
sie dort 

a) ihren Wohnsitz gemäß § 10 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs durch 
Eheschließung verloren hatten oder 

b) als Kinder einer unter Buchstabe a 
bezeichneten Ehefrau gemäß § 11 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ihren 
Wohnsitz nicht hatten.“ 

2. In § 1 Abs. 3 werden hinter dem Wort 
„Wohnsitz“ die Worte eingefügt „oder in 
den Fällen des Absatzes 2 Nr. 5 Buch- 
stabe a als Ehegatte eines deutschen Staats- 
angehörigen oder deutschen Volkszugehö- 
rigen den ständigen Aufenthalt“. 

3. In § 2 Abs. 1 zweiter Halbsatz werden 
hinter den Worten „Gesamtheit der“ die 
Worte eingefügt „in § 1 Abs. 1 genann- 
ten“. 

4. In § 2 Abs. 2 werden die Worte „nach 
dem 31. Dezember 1937 geborener“ ge- 
strichen. 
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5. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 1 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 
Nr. 4 und 5 und Abs. 3 ist sinngemäß an- 
zuwenden.“ 

6. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 1 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 
Nr. 1, 4 und 5 und Abs. 3 ist sinngemäß 
anzuwenden.“ 

7. § 10 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. als Heimkehrer nach den Vorschriften 
des Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 221) in seiner 
jeweils geltenden Fassung oder“. 

8. § 10 Abs. 2 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. im Wege der Familienzusammenfüh- 
rung gemäß § 94 Abs. 2 Nr. 1 bis 3, 
vorausgesetzt, daß er mit einem An- 
gehörigen zusammengeführt wird, der 
schon am 31. Dezember 1952 im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) seinen ständigen 
Aufenthalt hatte oder unter Nummer 
2 oder 3 fällt, oder“. 

9. In § 10 Abs. 2 Nr. 6 werden hinter den 
Worten „aus dem Ausland“ die Worte 
eingefügt „bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes“. 

10. In § 11 Nr. 2 werden die Worte „nach 
der Vertreibung“ durch die Worte ersetzt 
„im Vertreibungsgebiet oder“. 

11. § 12 Abs. 1 Satz 1 wird durch die Worte 
ergänzt: 

„und seine Rechtsstellung als Deutscher 
im Sinne von Artikel 116 des Grundge- 
setzes verliert“. 

12. a) § 13 Abs. 1 erhält folgenden Satz 2: 

„Unberührt bleiben die Vorschriften 
der §§ 70 Abs. 1 bis 4, 71 und 92 bis 
94 dieses Gesetzes“. 

b) In § 13 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort 
„Inanspruchnahme“ ersetzt durch 
„Gewährung“. 

13. a) In § 15 Abs. 2 Nr. 3 wird nach dem 

Wort „Vertriebene“ das Wort „(Hei- 
matvertriebene)“ gestrichen. 

b) § 15 erhält folgende Bestimmung als 
Absatz 3: 

„(3) Liegen bei einem Vertriebenen 
die Voraussetzungen des § 3 vor, so 


ist auf Antrag der Ausweis A oder B 
durch einen entsprechenden Vermerk 
zu kennzeichnen, sofern ein berechtig- 
tes Interesse hierfür geltend gemacht 
werden kann.“ 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

14. § 15 erhält folgenden Absatz 5: 

„(5) Hält eine Behörde oder Stelle, der 
ein Ausweis zur Geltendmachung von 
Rechten oder Vergünstigungen als Ver- 
triebener oder Flüchtling nach diesem oder 
einem anderen Gesetz vorgelegt wird, die 
Entscheidung der zuständigen Behörde 
über die Ausstellung des Ausweises nicht 
für gerechtfertigt, so kann sie ihre Ände- 
rung oder Aufhebung beantragen. Über 
den Antrag entscheidet, falls die Ausstel- 
lungsbehörde ihm nicht entsprechen will, 
die gemäß § 21 errichtete zentrale Dienst- 
stelle des Landes, in welchem der Aus- 
weis ausgestellt wurde.“ 

15. § 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Den Ausweis stellen auf Antrag die 
von den zentralen Dienststellen der Län- 
der (§ 21) bestimmten Behörden aus. In 
den Fällen, in welchen ein Vertriebener 
oder Sowjetzonenflüchtling seinen Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt außerhalb 
des Geltungsbereiches des Grundgesetzes 
oder von Berlin (West) hat, bestimmt das 
Land, in welchem die Bundesregierung 
ihren Sitz hat, die zuständige Behörde. So- 
lange sich ein Vertriebener oder Sowjet- 
zonenflüchtling in einem Gast- oder 
Durchgangslager befindet, bestimmt das 
Land, in welchem das Lager gelegen ist, 
die zuständige Behörde.“ 

16. § 16 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Die zuständige Behörde erhebt von 
Amts wegen die erforderlichen Beweise. 
Wenn sie mit Rücksicht auf die Bedeutung 
einer Aussage die eidliche Vernehmung 
eines Zeugen oder eines Sachverständigen 
für geboten erachtet, so ist das Amtsge- 
richt, in dessen Bezirk der Zeuge oder 
Sachverständige seinen Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt hat, um die eidliche 
Vernehmung zu ersuchen. Hierbei sind 
die Tatsachen und Vorgänge anzugeben, 
über welche die Vernehmung erfolgen 
soll. Die Vorschriften des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes und der Zivilprozeßordnung 
sind sinngemäß anzuwenden. Die Beeidi- 
gung eines Zeugen oder Sachverständigen 
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liegt im Ermessen des Amtsgerichts. Dieses 
entscheidet auch über die Rechtmäßigkeit 
der Verweigerung des Zeugnisses, des Gut- 
achtens oder der Eidesleistung; die Ent- 
scheidung kann nicht angefochten werden. 
Die eidliche Vernehmung des Antragstel- 
lers sowie die Abgabe eidesstattlicher Er- 
klärungen sind unzulässig.“ 

17. § 17 erhält folgende Fassung: 

4 17 

Ablehnender Bescheid 

Wird die Ausstellung des Ausweises 
oder die Eintragung eines Vermerks ge- 
mäß § 15 Abs. 3 abgelehnt oder der Aus- 
weis gemäß § 15 Abs. 4 besonders ge- 
kennzeichnet, so ist dem Antragsteller ein 
schriftlicher, mit Gründen versehener Be- 
scheid zu erteilen.“ 

18. § 20 erhält folgende Fassung: 

4 20 

Rechtsmittel 

Wird die Ausstellung des Ausweises 
oder die Eintragung eines Vermerks ge- 
mäß § 15 Abs. 3 abgelehnt, der Ausweis 
eingezogen oder für ungültig erklärt oder 
ein Vermerk gemäß § 15 Abs. 4 oder § 19 
eingetragen, so sind dagegen die Rechts- 
behelfe und Rechtsmittel nach den in den 
Ländern geltenden Vorschriften zulässig. 

19. In § 23 Abs. 1 wird hinter die Worte „pri- 
vate Fürsorge“ ein Komma gesetzt. Die 
Worte „und je zwei Vertretern der Spit- 
zenorganisationen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer“ werden ersetzt durch 
„zwei Vertretern der Spitzenorganisatio- 
nen den Arbeitgeber und zwei Vertretern 
der Spitzenorganisationen der Arbeitneh- 
mer“. 

20. § 36 Nr. 3 wird aufgehoben; Nr. 4 wird 
Nr. 3. 

21. In § 46 Abs. 1 Nr. 1 wird die Jahreszahl 
„1957“ durch die Jahreszahl „1958“ er- 
setzt. 

22. § 47 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In den Fällen der §§ 42, 43, 44 
Abs. 1 Nr. 3 und 45 werden auf dem Ge- 
biete des Steuer- und Abgabenrechts Ver- 
günstigungen nach §§ 48 bis 56 insoweit 
gewährt, als der Einheitswert des veräu- 
ßerten oder verpachteten Betriebes, Be- 
triebsteils oder Grundstücks (§ 42) oder 
bei Zukauf oder Zupachtung der Einheits- 


wert des von dem Erwerber oder Pächter 
unter Einschluß der zugekauften oder zu- 
gepachteten Fläche insgesamt bewirtschaf- 
teten Betriebes 80 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt. Eine Wertgrenze gilt 
nicht für die Veräußerung von Betrieben, 
Betriebsteilen oder Grundstücken im Rah- 
men eines ordentlichen Siedlungsverfah- 
rens und für den Fall des Absatzes 2.“ 

23. In § 47 Abs. 4 wird die Jahreszahl „1957“ 
durch die Jahreszahl „1958“ ersetzt. 

24. In § 69 Abs. 1 Satz 2 wird hinter den 
Worten „in dem“ das Wort „jeweils“ ein- 
gefügt. 

25. § 70 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge, 
die vor dem 4. September 1939 als Ärzte, 
Zahnärzte oder Dentisten zur Kassenpra- 
xis nach deutschen Vorschriften zugelassen 
waren oder denen in der Zeit vom 4. Sep- 
tember 1939 bis zum 8. Mai 1945 an Stelle 
einer Zulassung die Teilnahme an der Kas- 
senpraxis als Arzt, Zahnarzt oder Dentist 
gestattet war, und die bis zum 31. Dezem- 
ber 1952 ihren ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) genommen haben, gelten 
weiterhin als zur Kassenpraxis zugelassen.“ 

26. § 70 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch 
Anwendung auf Vertriebene und Sowjet- 
zonenflüchtlinge, die vor der Vertreibung 
oder Flucht zur Ausübung eines Berufes 
als Arzt, Zahnarzt oder Dentist befugt 
waren, als Arzt, Zahnarzt oder Dentist 
nach bundes- oder landesrechtlichen Vor- 
schriften umgesiedelt wurden oder wer- 
den, wenn sie am bisherigen Aufenthalts- 
ort zur Kassenpraxis zugelassen waren 
oder wenn ihnen an Stelle einer Zulas- 
sung die Teilnahme an der Kassenpraxis 
als Arzt, Zahnarzt oder Dentist gestattet 
war, mit der Maßgabe, daß die Meldefrist 
für nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Umgesiedelte mit der Aufenthaltsnahme 
im neuen Zulassungsbezirk beginnt.“ 

27. In § 70 Abs. 5 wird hinter den Worten 
„in dem“ das Wort „jeweils“ eingefügt. 

28. § 72 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für Unternehmen, an denen Vertriebene 
oder Sowjetzonenflüchtlinge mit minde- 
stens der Hälfte des Kapitals beteiligt sind, 
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sofern diese Beteiligung und eine Mitwir- 
kung an der Geschäftsführung für minde- 
stens sechs Jahre sichergestellt sind.“ 

29. In § 74 werden in der Überschrift und in 
Absatz 1 Satz 1 die Worte „öffentlichen 
Aufträgen“ durch die Worte ersetzt „Auf- 
trägen durch die öffentliche Hand“. 

30. § 74 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Entsprechendes gilt für Unternehmen, 
an denen Vertriebene oder Sowjetzonen- 
flüchtlinge mit mindestens der Hälfte des 
Kapitals beteiligt sind, sofern diese Be- 
teiligung und eine Mitwirkung an der Ge- 
schäftsführung für mindestens sechs Jahre 
sichergestellt sind.“ 

31. § 75 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei Maßnahmen, die die Erzeu- 
gung oder die Zu- und Verteilung von 
Gütern, Leistungen und Zahlungsmitteln 
für gewerbliche Zwecke kontingentieren 
oder in anderer Weise beschränken, haben 
die zuständigen Behörden und Organisa- 
tionen der Wirtschaft die Betriebe der 
Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge 
unter Berücksichtigung ihrer besonderen 
Lage angemessen zu beteiligen. Entspre- 
chendes gilt für Unternehmen, an denen 
Vertriebene oder Sowjetzonenflüchtlinge, 
die vor der Vertreibung einen gleicharti- 
gen Betrieb geführt haben, mit minde- 
stens der Hälfte des Kapitals beteiligt sind, 
sofern diese Beteiligung und eine Mitwir- 
kung an der Geschäftsführung für minde- 
stens sechs Jahre sichergestellt sind.“ 

32. In § 93 Abs. 1 werden hinter dem Wort 
„notwendigen“ die Worte eingefügt „oder 
für den Nachweis ihrer Befähigung zweck- 
dienlichen“. 

33. § 93 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Voraussetzung für die Ausstellung 
der Bescheinigung gemäß Absatz 1 ist die 
glaubhafte Bestätigung 

1. durch schriftliche, an Eides Statt abzu- 
gebende Erklärung einer Person, die 
auf Grund ihrer früheren dienstlichen 
Stellung im Bezirk des Antragstellers 
von der Ablegung der Prüfung oder 
dem Erwerb des Befähigungsnachweises 
Kenntnis hat, oder 

2. durch schriftliche, an Eides Statt abzu- 
gebende Erklärung von zwei Personen, 
die von der Ablegung der Prüfung oder 


dem Erwerb des Befähigungsnachweises 
eigene Kenntnis haben.“ 

34. § 93 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Zuständig für die Entgegennahme 
von Erklärungen an Eides Statt gemäß 
Absatz 2 sind die für die Ausstellung der 
Bescheinigungen gemäß Absatz 1 zustän- 
digen Behörden und Stellen sowie dieje- 
nigen Stellen, die von den Landern hier- 
zu bestimmt werden.“ 

§ 93 Abs. 5 wird gestrichen. 

35. In § 94 Abs. 2 Nr. 3 wird das Wort „un- 
terhaltspflichtigen“ gestrichen. 

36. In § 100 Nr. 1 erhält § 11 des Gesetzes 
über den Lastenausgleich folgende Fas- 
sung: 

4 ii 

Vertriebener 

(1) Vertriebener ist, wer als deutscher 
Staatsangehöriger oder deutscher Volks- 
zugehöriger seinen Wohnsitz in den zur 
Zeit unter fremder Verwaltung stehenden 
deutschen Ostgebieten oder in den Ge- 
bieten außerhalb der Grenzen des Deut- 
schen Reichs nach dem Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937 hatte und diesen im 
Zusammenhang mit den Ereignissen des 
zweiten Weltkrieges infolge Vertreibung, 
insbesondere durch Ausweisung oder 
Flucht, verloren hat. Bei mehrfachem 
Wohnsitz muß derjenige Wohnsitz ver- 
lorengegangen sein, der für die persön- 
lichen Lebensverhältnisse des Betroffenen 
bestimmend war. Wer infolge von Kriegs- 
einwirkungen seinen Wohnsitz in die in 
Satz 1 genannten Gebiete verlegt hat, ist 
jedoch nur dann Vertriebener, wenn aus 
den Umstanden hervorgeht, daß er sich 
auch nach dem Kriege in diesen Gebieten 
ständig niederlassen wollte. 

(2) Als Vertriebene gelten Personen, die 
als deutsche Staatsangehörige oder deut- 
sche Volkszugehörige 

1. nach dem 30. Januar 1933 die in Ab- 
satz 1 genannten Gebiete verlassen und 
ihren Wohnsitz außerhalb des Deut- 
schen Reichs genommen haben, weil 
aus Gründen politischer Gegnerschaft 
gegen den Nationalsozialismus oder aus 
Gründen der Rasse, des Glaubens oder 
der Weltanschauung nationalsozialisti- 
sche Gewaltmaßnahmen gegen sie ver- 
übt worden sind oder ihnen drohten, 



2. auf Grund der während des zweiten 
Weltkrieges geschlossenen zwischen- 
staatlichen Verträge aus außerdeutschen 
Gebieten oder während des gleichen 
Zeitraumes auf Grund von Maßnahmen 
deutscher Dienststellen aus den von der 
deutschen Wehrmacht besetzten Gebie- 
ten umgesiedelt worden sind (Umsied- 
ler), 

3. nach Abschluß der allgemeinen Vertrei- 
bungsmaßnahmen die zur Zeit unter 
fremder Verwaltung stehenden deut- 
schen Ostgebiete, Danzig, Estland, Lett- 
land, Litauen, die Sowjetunion, Polen, 
die Tschechoslowakei, Ungarn, Rumä- 
nien, Bulgarien, Jugoslawien, Albanien 
oder China verlassen haben oder ver- 
lassen, es sei denn, daß sie erst nach 
dem 8. Mai 1945 einen Wohnsitz in 
diesen Gebieten begründet haben (Aus- 
siedler), 

4. ohne einen Wohnsitz gehabt zu haben, 
ihr Gewerbe oder ihren Beruf ständig 
in den in Absatz 1 genannten Gebieten 
ausgeübt haben und diese Tätigkeit in- 
folge Vertreibung aufgeben mußten, 

5. ihren ständigen Aufenthalt in den in 
Absatz 1 genannten Gebieten infolge 
Vertreibung aufgeben mußten, sofern 
sie dort 

a) ihren Wohnsitz gemäß § 10 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs durch Ehe- 
schließung verloren hatten oder 

b) als Kinder einer unter Buchstabe a 
bezeichneten Ehefrau gemäß § 11 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs ihren 
Wohnsitz nicht hatten. 

(3) Als Vertriebener gilt auch, wer, ohne 
selbst deutscher Staatsangehöriger oder 
deutscher Volkszugehöriger zu sein, als 
Ehegatte eines Vertriebenen seinen Wohn- 
sitz oder in den Fällen des Absatzes 2 
Nr. 5 Buchstabe a als Ehegatte eines deut- 


schen Staatsangehörigen oder deutschen 
Volkszugehörigen den ständigen Aufent- 
halt in den in Absatz 1 genannten Ge- 
bieten verloren hat." 

37. § 105 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Für die Einziehung oder Ungül- 
tigkeitserklärung der in Absatz 1 genann- 
ten Länderausweise gilt § 18 entspre- 
chend.“ 

Die bisherige Vorschrift des § 105 wird 
Absatz 1. 

Artikel II 

Soweit Vertriebene und Sowjetzonen- 
flüchtlinge erst durch die Neufassung von 
§ 70 Abs. 1 weiterhin als zur Kassenpraxis zu- 
gelassen gelten, beginnt die in dieser Bestim- 
mung gesetzte Meldefrist von drei Monaten 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

Artikel III 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Bundesvertriebenengeset- 
zes in der neuen Fassung bekanntzumachen, 
die sich aus den Änderungen und Ergänzun- 
gen in Artikel I und im Ersten Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des Bundesvertrie- 
benengesetzes vom 3. August 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 231) ergibt. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Uberlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Bei dem Gesetzentwurf handelt es sich über- 
wiegend um eine sogenannte „Technische No- 
velle“. Die materiellen Vorschriften des Ge- 
setzes haben sich im Grundsatz als ausrei- 
chend erwiesen. Sachliche Änderungen und 
Ergänzungen enthält der Gesetzentwurf da- 
her nur in geringem Umfange. Der größte 
Teil der Änderungsbestimmungen dient der 
Klärung von Streitfragen, die bei der Durch- 
führung des Gesetzes aufgetreten sind. Die 
Gelegenheit wird wahrgenommen, einige 
redaktionelle Klarstellungen durchzuführen. 
In materieller Hinsicht hat es sich als eine 
ausgesprochene Härte erwiesen, daß in Ost- 
deutschland bzw. in den Vertreibungsgebie- 
ten überhaupt ansässig gewesene Frauen, die 
während des Krieges in West- oder Mittel- 
deutschland wohnhafte Männer .geheiratet 
haben, bisher den Vertriebenenausweis nicht 
erhalten konnten. Das ergab sich, weil diese 
Ehefrauen ihren Wohnsitz im Vertreibungs- 
gebiet gemäß § 10 BGB schon durch die Ehe- 
schließung formell verloren und den west- 
lichen Wohnsitz des Mannes als ihren eige- 
nen gesetzlichen Wohnsitz erworben hatten, 
und zwar auch dann, wenn sie bei ihren El- 
tern oder Verwandten in den Vertreibungs- 
gebieten wohnen blieben in der Absicht, erst 
nach dem Kriege bzw. nach Entlassung des 
Mannes aus dem Wehrdienst die häusliche 
Gemeinschaft mit ihm an seinem Wohnsitz 
in West- oder Mitteldeutschland aufzuneh- 
men. Diese Frauen konnten infolgedessen 
ihren Wohnsitz nicht mehr „im Zusammen- 
hang mit den Ereignissen des zweiten Welt- 
krieges durch Vertreibung“ (§ 1 Abs. 1 

Satz 1 BVFG) verlieren. Sie konnten daher 
nach dem bisherigen Wortlaut des § 1 BVFG 
nicht als Vertriebene anerkannt werden, 
selbst wenn sie faktisch von der Vertreibung 
mit allen Folgen betroffen worden waren. 
Dasselbe gilt für die aus solchen Ehen im 
Vertreibungsgebiet geborenen Kinder (§ 11 
BGB). Zwar konnte im Gegensatz zur Ehe- 
frau ein Kind mit Zustimmung des gesetz- 
lichen Vertreters seinen gesetzlichen Wohn- 
sitz am Wohnort des Vaters auf heben und 
einen anderen Wohnsitz begründen. Prak- 
tisch hat eine solche „Wohnsitzverlegung“ 
jedoch kaum stattgefunden; sie ist auch im 
Einzelfall kaum beweisbar. 

Weiterhin ergab sich das Bedürfnis, die Be- 
stimmungen über den Ausschluß der Inan- 


spruchnahme von Rechten und Vergünsti- 
gungen des BVFG auf solche Vertriebene zu 
erweitern, die zwar nicht in der Sowjetzone, 
wohl aber schon während der Vertreibungs- 
vorgänge in ihren Heimatgebieten gegen die 
Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit und 
Menschlichkeit verstoßen haben. 

Schließlich hat sich im Laufe der vergange- 
nen Jahre das dringende Bedürfnis gezeigt, 
die Frage der Einheitlichkeit der Entschei- 
dungen der Vertriebenen(Flüchtlings)behör- 
den und der sogenannten Betreuungsbehör- 
den über die Vertriebenen(Flüchtlings)eigen- 
schaft zu klären. In einer Reihe von Geset- 
zen (Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 — BGBl. I S. 446, Gesetz zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsozia- 
listischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes vom 11. Mai 1951 — 
BGBl. I S. 291, Bundesentschädigungsgesetz 
in der Fassung vom 29. Juni 1956 — BGBl. I 
S. 562, Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grundge- 
setzes fallenden Personen vom 11. Mai 1951 
— BGBl. I S. 307, Gesetz über den Wäh- 
rungsausgleich für Sparguthaben Vertriebe- 
ner vom 27. März 1952 — BGBl. I S. 213 — 
u. a.) ist für die Gewährung von Leistungen 
die Vertriebenen(Flüchtlings)eigenschaft Vor- 
aussetzung. Diese Gesetze definieren die Ver- 
triebenen(Flüchtlings)eigenschaft entweder in 
wörtlicher Übereinstimmung mit dem BVFG 
(z. B. § 11 LAG) oder sie beziehen sich auf 
die Bestimmungen des BVFG (z. B. § 4 Abs. 2 
G 131). Die für die Gewährung von Leistun- 
gen nach den genannten Gesetzen zuständi- 
gen Behörden sind einerseits daran interes- 
siert, daß die Vertriebenen(Flüchtlings)eigen- 
schaft durch die hierfür besonders qualifi- 
zierte Flüchtlingsverwaltung festgestellt wird. 
Andererseits hat es sich für den betroffenen 
Personenkreis als außerordentlich mißlich er- 
wiesen, wenn Behörden bei der Beurteilung 
des gleichen Sachverhalts und auf Grund 
gleichlautender gesetzlicher Bestimmungen zu 
verschiedenen Ergebnissen gekommen sind, 
was trotz versuchter Koordinierung bei der 
geltenden Regelung nicht völlig zu vermei- 
den ist. 

In verfahrensmäßiger Hinsicht hat sich die 
Notwendigkeit gezeigt, auch für die im Aus- 
land befindlichen Vertriebenen und Flücht- 
linge eine für die Ausstellung des Ausweises 
zuständige Behörde bestimmen zu können. 
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II. Einzelbegründung 

Artikel I 
Zu Nr. 1 

§ 1 Abs. 2 Nr. 1 ist dem Wortlaut des § 1 
Abs. 1 des BEG in der Fassung des Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesergän- 
zungsgesetzes zur Entschädigung für Opfer 
nationalsozialistischer Verfolgung vom 
29. Juni 1956 (BGBl. I S. 562) angeglichen. 

Die Aufnahme von China in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 erscheint notwendig zur Klarstellung, 
daß auch die dort ansässig gewesenen Deut- 
schen, die erst nach Errichtung der Volks- 
republik China (1949/50) das Land verlassen 
haben oder verlassen, als Vertriebene anzuer- 
kennen sind. Ob diese Personen nicht schon 
gemäß § 1 Abs. 1 als Vertriebene anzuerken- 
nen sind, konnte zweifelhaft sein. Zwischen- 
zeitlich ist durch das Vierte Gesetz zur Än- 
derung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
12. Juli 1955 (BGBl. I S. 403) in § 11 Abs. 2 
Nr. 3 des Lastenausgleichsgesetzes die Ein- 
fügung Chinas bereits vorgenommen wor- 
den. Die entsprechende Klarstellung in § 1 
Abs. 2 Nr. 3 ist daher auch aus dem Grunde 
der Wiederherstellung eines gleichlautenden 
Wortlautes mit dem § 11 Abs. 2 Nr. 3 des 
Lastenausgleichsgesetzes notwendig. 

Das Gesetz knüpft bei der Definition des 
Vertreibungstatbestandes an den Wohnsitz- 
begriff an. Mangels einer eigenen Definition 
gelten hinsichtlich des Wohnsitzbegriffes 
auch im Bereich des Gesetzes die Vorschrif- 
ten der §§ 7 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
Diese Auffassung ist auch durch die verwal- 
tungsgerichtliche Praxis in der Zwischenzeit 
bestätigt worden. Die sich hieraus für Frauen 
aus den Vertreibungsgebieten, die einen 
Mann aus den ehemaligen vier Besatzungs- 
zonen Deutschlands geheiratet hatten, jedoch 
in ihrer Heimat geblieben waren, ergebende 
Härte (siehe I. Allgemeines) kann dadurch 
beseitigt werden, daß bei ihnen nicht auf den 
Verlust des Wohnsitzes, sondern auf den Ver- 
lust des ständigen Aufenthaltes im Vertrei- 
bungsgebiet abgestellt wird. 

Das Entsprechende gilt auch für die aus einer 
solchen Ehe hervorgegangenen Kinder, da 
diese kraft Gesetzes (§11 BGB) den Wohn- 
sitz des Vaters teilten, auch wenn sie sich bis 
zur Vertreibung ständig bei der Mutter im 
Vertreibungsgebiet aufgehalten haben. 

Die übrigen Änderungen des § 1 Abs. 2 sind 
lediglich redaktioneller Art. 


Zu Nr. 2 

Die Änderung des Absatzes 3 dient der An- 
gleichung an Absatz 2 Nr. 5. In den Fällen, 
in denen der deutsche Ehepartner des nicht- 
deutschen Ehegatten seinen Wohnsitz nicht 
im Vertreibungsgebiet hatte, muß auch hier 
der Verlust des ständigen Aufenthaltes im 
Vertreibungsgebiet ausreichend sein. 

Zu Nr. 3 

Die Einfügung dient der Klarstellung sowie 
zur Angleichung der Vorschrift des Gesetzes 
an § 12 Abs. 2 Nr. 1 des Lastenausgleichsge- 
setzes und § 3 Abs. 3 Nr. 1 des Feststellungs- 
gesetzes. 

Zu Nr. 4 

Es ist notwendig, die Vorschrift des § 2 
Abs. 2 auf die vor dem 1. Januar 1938 ge- 
borenen Kinder zu erstrecken. Andernfalls 
würden in heimatvertriebenen Familien, die 
vor der Vertreibung eine Zeitlang außerhalb 
der Vertreibungsgebiete gewohnt haben und 
erst nach dem 31. Dezember 1937 dorthin 
zurückgekehrt sind, die vor dem 1. Januar 
1938 außerhalb der Vertreibungsgebiete ge- 
borenen Kinder nicht als Heimatvertriebene 
anerkannt werden können; sie würden nur 
den Ausweis B erhalten können. 

Zu Nr. 5 

Die entsprechende Anwendung von § 1 
Abs. 2 Nr. 5 ist auch für den Bereich des § 3 
geboten. 

Zu Nr. 6 

Die Aufnahme der nach dem 30. Januar 1933 
aus Gründen politischer Verfolgung geflüch- 
teten oüer ausgewanderten Personen (§ 1 
Abs. 2 Nr. 1) in den Personenkreis des § 4 
entspricht einem Bedürfnis, dem durch eine 
Rechtsverordnung nach § 14 des Gesetzes — 
insbesondere im Hinblick auf den Wortlaut 
der einschlägigen Bestimmungen des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (vgl. § 301 LAG) — nicht 
abgeholfen werden kann. 

Die entsprechende Anwendung von § 1 

Abs. 2 Nr. 5 ist auch für den Bereich des 
§ 4 geboten. 

Zu Nr. 7 

Die Vorschrift hat lediglich redaktionelle Be- 
deutung. 
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Zu Nr. 8 

Die bisherige Praxis der Flüdhtlingsbehörden, 
eine Familienzusammenführung im Sinne 
von § 10 Abs. 2 Nr. 4 nur dann als vorlie- 
gend anzuerkennen, wenn der Angehörige, 
zu welchem die Zusammenifiihrung erfolgte, 
auch selbst Vertriebener oder Sowjetzonen- 
flüchtling war, erscheint zu eng. Eine Anglei- 
chung an die Vorschrift des § 230 Abs. 2 
Nr. 3 des Lastenausgleichsgesetzes erscheint 
geboten. 

Zu Nr. 9 

Die Vorschrift des § 10 Abs. 2 Nr. 6 (Aus- 
nahme vom Stichtag) war insbesondere mit 
Rücksicht auf die Vertriebenen, die in Öster- 
reich auf gehalten worden waren, notwendig, 
weil bis zum Jahre 1952 erhebliche Schwie- 
rigkeiten hinsichtlich der Einreise- und Auf- 
enthaltserlaubnis für diese Personen bestan- 
den hatten. Inzwischen hatten diese Personen 
seit mehr als 3 Jahren die Möglichkeit des 
Zuzugs aus dem Ausland, so daß die Gewäh- 
rung der Ausnahme vom Stichtag zeitlich 
beschränkt werden kann. Jm übrigen hat das 
österreichische Optionsgesetz den nach Öster- 
reich vertriebenen Volksdeutschen die Mög- 
lichkeit eröffnet, durch Option die österrei- 
chische Staatsbürgerschaft zu erwerben. Wer 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 
hat, scheidet damit ohnehin aus der Betreu- 
ung nach dem Gesetz aus (§12 Abs. 1). 

Als Zeitpunkt, bis zu dem der ständige Auf- 
enthalt in den Fällen des § 10 Abs. 2 Nr. 6 
im Geltungsbereich des Gesetzes genommen 
sein muß, list das Inkrafttreten dieses Ände- 
rungsgesetzes vorgesehen. Bei der Bekannt- 
machung des Wortlautes des Gesetzes in der 
neuen Fassung gemäß Artikel III wird das 
entsprechende Datum einzusetzen sein. 

Zu Nr. 10 

Die Ergänzung des § 11 Nr. 2 soll auch die- 
jenigen Personen von der Betreuung nach 
dem Gesetz ausschließen, die zwar nicht in 
der Sowjetzone, wohl aber schon während 
der Vertreibungsvorgänge in ihren Heimat- 
gebieten geigen die Grundsätze der Rechts- 
staatlichkeit und Menschlichkeit verstoßen 
haben. 

Zu Nr. 11 

Die Vorschrift dient der Klarstellung. Ver- 
triebene, die nach der Vertreibung eine 
fremde Staatsangehörigkeit erworben haben, 


ohne ihre Rechtsstellung als Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 GG zu verlieren, blei- 
ben zur Inanspruchnahme von Rechten und 
Vergünstigungen nach dem Gesetz berechtigt. 

Zu Nr. 12 

a) Die Vorschrift dient der Klarstellung. 

b) Die Vorschrift hat lediglich redaktionelle 
Bedeutung. 

Zu Nr. 13 

a) Die Streichung des Wortes „(Heimatver- 
triebene)" dient der Klarsteilung, da die 
Heimatvertriebenen ohnehin unter den 
Begriff der Vertriebenen fallen. 

b) Die Vorschrift dient der Vereinheit- 
lichung der bisher unterschiedlichen Län- 
derpraxis. Die Länder haben teilweise bis- 
her bei Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 3 einen entsprechenden Vermerk in 
den Ausweis aufgenommen, teilweise eine 
besondere Bescheinigung hierüber erteilt. 
Für die Feststellung, daß bei Vertriebenen, 
die zunächst in der Sowjetzone ihren stän- 
digen Aufenthalt genommen hatten und 
diese später verlassen haben, die Voraus- 
setzungen des § 3 des Gesetzes vorliegen, 
besteht vielfach ein berechtigtes Interesse. 

Zu Nr. 14 

Gegenüber den sogenannten Betreuungsbe- 
hörden wird der Nachweis der Vertriebenen- 
(Flüchtlings)eigenschaft durch Vorlage des 
Vertriebenen(Flüchtlings)a us weises geführt. 
Wenn sich in Einzelfällen Zweifel über die 
Vertriebenen(Flüchtlinigs)eigenschaft erge- 
ben, erscheint es sachentsprechend, daß die 
Betreuungsbehörde einen Antrag zur Über- 
prüfung der Entscheidung über die Ausweis- 
erteilung stellen kann. Die Vorschrift ermög- 
licht es der zuständigen und für die Beurtei- 
lung der Vertriebenen(Flüchtlings)eigenschaft 
besonders qualifizierten Landesbehörde, in 
Zweifelsfällen für den Bereich der Verwal- 
tung eine Entscheidung zu treffen. Die Ent- 
scheidung des Verwaltungsgerichts auf An- 
ruf seitens des Betroffenen bleibt selbstver- 
ständlich Vorbehalten. 

Zu Nr. 15 

Es ist nicht zu umgehen, die bisher auf An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes im Aus- 
land (§ 9 Abs. 2) beschränkte Vorschrift des 
§ 16 Abs. 1 Satz 2 auf alle Antragsteller aus- 
zudehnen, die nicht im Geltungsbereich des 
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Gesetzes ihren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt haben. Da auch diese Personen bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
einen Anspruch auf Erteilung eines Vertrie- 
benen- oder Flüchtlingsausweises haben und 
— wie die Praxis gezeigt hat — Wert auf die 
Ausstellung des Ausweises legen, muß eine 
für die Ausweiserteilung zuständige Stelle be- 
stimmt werden können. Bisher ist bereits in 
der vorgeschlagenen Weise auf Grund einer 
Vereinbarung zwischen den Flüchtlings Ver- 
waltungen der Länder auf Grund des § 10 
der Verordnung des Landes Nordrhein-West- 
falen vom 24. September 1953 (GVBl. A. 
S. 364) verfahren worden. Es erscheint not- 
wendig, die Vereinbarung durch eine bundes- 
gesetzliche Regelung zu ersetzen. 

Der größte Teil der Flüchtlinge aus der So- 
wjetzone ist genötigt, nach der Aufenthalts- 
na'hme im Geltungsbereich des Gesetzes län- 
gere Zeit in Durchgangslagern oder soge- 
nannten Gastlagern zu verweilen. In der 
Praxis hat dies dazu geführt, daß Landesbe- 
hörden sich in manchen Fällen für die Ent- 
gegennahme und Bearbeitung von Anträgen 
auf Er teilung des Flüchtlingsausweis es als un- 
zuständig erklärt haben. Eine gesetzliche 
Klarstellung, daß das Land, in welchem sich 
das betreffende Gast- oder Durchgangslager 
befindet, die für die Bearbeitung der Anträge 
zuständige Behörde zu bestimmen hat, er- 
scheint daher geboten. 

Zu Nr. 16 

Der Entwurf stellt zunächst klar, daß die 
Verwaltungsbehörden von Amts wegen die 
erforderlichen Beweise erheben. Für gewisse 
Fälle sieht der Entwurf vor, daß die Verwal- 
tungsbehörde das zuständige Amtsgericht um 
die eidliche Vernehmung eines Zeugen oder 
Sachverständigen ersuchen kann. Diese Re- 
gelung erscheint erforderlich, da die Verwal- 
tungsbehörde sich unter Umständen nur auf 
diese Weise Gewißheit über die Glaubhaftig- 
keit der Angaben des Antragstellers ver- 
schaffen kann. 

Im Ermessen des Richters soll die eidliche 
Vernehmung jedoch nur insofern stehen, als 
er darüber zu befinden hat, ob er dem Er- 
suchen der Verwaltungsbehörde nachkom- 
men kann oder ob gesetzliche, der Verwal- 
tungsbehörde nicht bekannte oder nicht er- 
kennbare Gründe eine eidliche Verneh- 
mung ausschließen. Darüber hinaus ist nicht 
beabsichtigt, den Amtsgerichten eine Verneh- 
mung von Zeugen und Sachverständigen in 


der Weise zu übertragen, daß sie die Vor- 
aussetzungen für die Ausweiserteilung und 
die Entscheidung über die Betreuungsberech- 
tigung gemäß §§ 1 bis 14 BVFG durch rich- 
terliche Vernehmungen feststellen bzw. von 
sich aus bestimmen, welche Tatsachen durch 
eidliche Vernehmung erhärtet werden sollen. 
Vielmehr sollen und müssen die zuständigen 
Verwaltungsbehörden darüber befinden, 
welche Tatsachen für die von ihnen zu tref- 
fenden Entscheidungen gemäß §§ 1 bis 14 
BVFG so wesentlich sind, daß hierüber, falls 
eine andere Beweisführung nicht möglich ist, 
eine eidliche Vernehmung durchzuführen ist. 

Mit Rücksicht darauf, daß gemäß Nr. 14 die 
Entscheidungen im Ausweisverfahren für die 
„Betreuungsbehörden“ sowohl im positiven 
wie im negativen Sinn verbindlich sind, sol- 
len die Vorschriften über das Ausweisverfah- 
ren den entsprechenden Vorschriften des 
LAG (vgl. § 330) und des Feststellungsgeset- 
zes (vgl. §§ 33 bis 35) weitgehend ange- 
glichen werden. Das schließt nicht aus, daß 
der Antragsteller uneidlich bzw. unter Hin- 
weis auf die Strafbestimmung des § 98 BVFG 
angehört wird. Die Ausweisbehörde hat dann 
in freier Beweiswürdigung auf Grund des In- 
begriffs aller vom Antragsteller beigebrach- 
ten und von der Behörde von Amts wegen 
erhobenen Beweise zu entscheiden. 

Zu Nr. 17 

Die Änderung des § 17 ergibt sich aus der 
Änderung des § 15 (vgl. Artikel I Nr. 13 
Buchstabe b des Entwurfs). 

Zu Nr. 18 

Die Änderung des § 20 ergibt sich gleichfalls 
aus der Änderung des § 15 (vgl. Artikel I 
Nr. 13 Buchstabe ib des Entwurfs). 

Zu Nr. 19 

Die Vorschrift dient der Beseitigung von 
Mißverständnissen. Da sowohl die Arbeit- 
geber als auch die Arbeitnehmer mehrere 
„Spitzenorganisationen“ haben, könnte aus 
der derzeitigen Fassung geschlossen werden, 
daß jede dieser Organisationen je zwei Ver- 
treter in den Beirat entsenden könnte. Das 
würde eine Gesamtzahl ergeben, die im Miß- 
verhältnis zu der Zahl der Sitze aller übrigen 
in § 23 des Gesetzes aufgezählten benen- 
nungsberechtigten Stellen stünde. Die Aus- 
schuß Verhandlungen im Bundestag haben sei- 
nerzeit klar ergeben, daß für die Gesamtheit 
der Spitzenverbände der Arbeitgeber und für 
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die Gesamtheit der Spitzenverbände der Ar- 
beitnehmer je zwei Vertreter, insgesamt also 
vier Vertreter, gemeint sind. 

Zu Nr. 20 

Die Bundesregierung hat bereits in der Ant- 
wort auf die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU am 9. Februar 1956 erklärt, daß 
eine Anpassung der Wertgrenzenbestimmung 
an die Bedürfnisse der Praxis erforderlich sei, 
um einen größeren Eingliederungserfolg zu 
erreichen. In der Erklärung heißt es wörtlich: 

„Darüber hinaus hält die Bundesregierung 
eine Anpassung der in § 36 Nr. 3 BVFG 
festgelegten Wertgrenzen an die Bedürfnisse 
der Praxis für erforderlich. Sie strebt eine 
Gesetzesänderung an, nach der die Vergün- 
stigungen auf dem Gebiet des Steuer- und 
Abgabenrechts ohne Rücksicht auf die bis- 
herige Wertgrenze künftig in jedem Fall der 
Veräußerung oder Verpachtung bis zu einem 
Wertanteil von 80 000 DM gegeben werden 
können.“ (Protokoll der 128. Plenarsitzung 
vom 9. September 1956 S. 6672 D). 

Da nach der jetzigen Fassung des § 36 Nr. 3 
nur solche Vorhaben mit Darlehen und Bei- 
hilfen gefördert werden können, deren Ein- 
heitswert 60 000 DM, im Ausnahmefall 
80 000 DM, nicht übersteigt, können Vertrie- 
bene und Sowjetzonenflüchtlinge auf geeig- 
neten Objekten, deren Einheitswert diese 
Westgrenze übersteigt, nicht angesetzt wer- 
den. Dadurch sind in vielen Fällen für die 
Eingliederung des heimatvertriebenen Land- 
volks geeignete Vorhaben nicht zur Durch- 
führung gekommen. Es ist deshalb erforder- 
lich, die Wertgrenzenbestimmung des § 36 
Nr. 3 aufzuheben, so daß nunmehr geeignete 
Vorhaben ohne Rücksicht auf ihre Große 
gefördert werden können. Die Vergünstigun- 
gen auf 'dem Gebiete des Steuer- und Abga- 
benrechts sollen jedoch weiterhin nur für 
einen Einheitswertanteil von 80 000 DM ge- 
währt werden (vgl. Artikel I Nr. 22 des Ent- 
wurfs). 

Zu Nr. 21 

Die Verpflichtung des Bundes zur vordring- 
lichen Bereitstellung der Bundeshaushalts- 
mittel nach § 46 Abs. 1 Nr. 1 für die Neu- 
siedlung soll bis zum Jahre 1958 verlängert 
werden. Hierdurch wird erreicht, daß die 
Eingliederung der Vertriebenen und Flücht- 
linge auf Neusiedlerstellen bis zu dem Zeit- 
punkt gesichert werden kann, zu dem ein 
langfristiger Plan für die Eingliederung des 
vertriebenen und geflüchteten Landvolks 
wirksam wird. 


Zu Nr. 22 

Die Änderung des § 47 Abs. 1 ist im Hinblick 
auf die Streichung des §36 Nr. 3 erforderlich, 
da die Gewährung der Vergünstigungen für 
den Landabgeber auf dem Gebiete desSteuer- 
und Abgabenrechts auf einen Einheitswertan- 
teil von 80000 DM beschränkt bleiben soll. 

Zu Nr. 23 

Die Vergünstigungen auf dem Gebiete des 
Steuer- und Abgabenrechts, die in erster 
Linie dem Landabgelber zugute kommen, 
haben wesentlich zur Eingliederung des hei- 
matvertriebenen Landvolks beigetragen, 
weil dadurch ein Anreiz zur Hergabe von 
Land geschaffen worden ist. Die Gewährung 
dieser Vergünstigungen soll bis zum Jahre 
1958 verlängert werden, wodurch ebenfalls 
der Anschluß an einen langfristigen Einglie- 
derungsplan gesichert wird. 

Zu Nr. 24 

Die Einfügung dient der Klarstellung. Die 
teilweise in der Praxis vertretene Auffassung, 
daß jede Bevorzugung Vertriebener und 
Flüchtlinge in der Zukunft wegfalle, wenn 
einmal die Paritätszahl zu einem bestimmten 
Zeitpunkt erreicht war, entspricht nicht dem 
Willen des Gesetzgebers. 

Andererseits bedeutet die Einfügung des 
Wortes „jeweils“ nicht, daß die Parität etwa 
in jedem Einzelfalle festgestellt werden 
müßte. Es muß vielmehr den Ländern bei 
der Ausführung des Gesetzes überlassen blei- 
ben, von Zeit zu Zeit für ihren Bereich ver- 
bindlich festzu st eilen, ob und in welchen Be- 
rufszweigen eine Parität erreicht bzw. in- 
folge Fluktuation der Vertriebenen und 
Flüchtlinge nicht mehr vorhanden ist. 

Zu Nr. 25 

Die Einbeziehung von Beteiligungen an einer 
Kassenpraxis, die während des Krieges ge- 
stattet wurden, erscheint notwendig, weil in 
dieser Zeit definitive Zulassungen zur Kas- 
senpraxis nicht erfolgt sind. 

Die Angabe des konkreten Datums für die 
Aufenthaltsnahme im Geltungsbereich des 
Gesetzes dient der Verdeutlichung und Ver- 
einfachung. 

Zu Nr. 26 

Die Einfügung dient der Klarstellung. Die 
bisherige Fassung läßt Zweifel zu, ob nur 
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Altkassenärzte (d. h. solche, die bereits vor 
der Vertreibung zur Kassenpraxis zugelassen 
waren) oder auch Neukassenärzte (d. h. 
solche, -die erst nach der Vertreibung oder 
Flucht im Aufnahmeland die Zulassung er- 
halten hatten) in die Umsiedlungsaktion un- 
ter Fortdauer ihrer Kassenzulassung einbe- 
zogen werden können. 

Eine Beschränkung der Vorschrift auf Alt- 
kassenärzte erscheint zu eng, da die Praxis 
gezeigt hat, daß sich Altkassenärzte wegen 
ihres Alters im allgemeinen kaum noch zur 
Umsiedlung bereit finden. Wenn die Bestim- 
mung des Absatzes 3 überhaupt eine prak- 
tische Bedeutung haben soll, müssen daher 
auch Neukassenärzte einbezogen werden. 

Um eine Benachteiligung und ungleiche Be- 
handlung einheimischer Ärzte zu vermeiden, 
darf sich aber Absatz 3 nicht auf alle Neu- 
kassenärzte ohne Rücksicht auf ihr Appro- 
bationsalter erstrecken. Eine Beschränkung 
analog der in Absatz 5 (die Approbation 
muß vor der Vertreibung ibzw. Flucht erwor- 
ben sein) erscheint angemessen. 

Zu Nr. 27 

Die Einfügung dient der Klarstellung (vgl. 
Begründung zu Nr. 24). 

Zu Nr. 28 

Die Änderung dient im wesentlichen der 
Klarstellung. Bei der bisherigen Fassung kann 
die Auffassung vertreten werden, daß Ver- 
triebene und Sowjetzonenflüchtlinge dem 
Unternehmen, an dem sie beteiligt sind, al- 
lein durch die kapitalmäßige Beteiligung, 
aber ohne tätige Mitarbeit im Betriebe, die 
Begünstigung des § 72 verschaffen. Die Be- 
stimmung sollte aber der echten Eingliede- 
rung der Vertriebenen und Flüchtlinge in 
ihrem Beruf dienen, d. h. es sollte für sie eine 
Betätigungsmöglichkeit in ihrem Beruf er- 
leichtert geschaffen werden können. Die 
Einfügung einer Bestimmung, daß Vertrie- 
bene und Sowjetzonenflüchtlinge auch an der 
Geschäftsführung beteiligt sein müssen, dient 
diesem Zweck. 

Zu Nr. 29 

Teilweise wollen Behörden unter „öffentlichen 
Aufträgen“ nur solche verstehen, die der 
Deckung des Eigenbedarfs der öffentlichen 
Hand dienen. Bei einer solchen Auslegung 
würden z. B. die Einkäufe der Einfuhr- und 
Vorratsstelle die unmittelbare Vergabe be- 


stimmter Wohnungsbauten durch die öffent- 
liche Hand usw. nicht unter die Anwendung 
dieser Bestimmung fallen. Eine solche Ein- 
engung war durch die gesetzgebenden Or- 
gane seinerzeit jedoch nicht gewollt. Die er- 
forderliche Klarstellung wird durch die Er- 
setzung der bisherigen Fassung „Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen“ durch die Fassung 
„Vergabe von Aufträgen durch die öffent- 
liche Hand“ erreicht. 

Zu Nr. 30 

Die Änderung dient im wesentlichen der 
Klarstellung (vgl. Begründung zu Nr. 28). 

Zu Nr. 31 

Die Änderung dient im wesentlichen der 
Klarstellung. Insbesondere sollte schon bei 
Erlaß des Gesetzes durch die Formulierung 
„Kontingentierungsmaßnahmen“ zum Aus- 
druck gebracht werden, daß nicht nur bei 
der Zuteilung von Kontingenten, sondern bei 
jeder die Herstellung oder Verteilung von 
Gütern einschränkenden Maßnahme dafür 
zu sorgen ist, daß Vertriebene und Sowjet- 
zonenflüchtlinge angemessen beteiligt wer- 
den. Um zu vermeiden, daß weiterhin der 
Begriff „Kontingentierungsmaßnahmen“ eng 
im Sinne reiner Kontingentierung ausgelegt 
wird, erscheint der Zusatz „oder in anderer 
Weise beschränken“ notwendig. 

Im übrigen vgl. Begründung zu Nr. 28. 

Zu Nr. 32 

Ein Bedürfnis, daß Vertriebene und Flücht- 
linge auch über verlorengegangene Urkunden 
und Befähigungsnachweise, die für die Be- 
rufsausübung zwar nicht unbedingt notwen- 
dig, ober doch zweckdienlich sind, Ersatz- 
urkunden erhalten können, kann nicht ver- 
neint werden. 

Zu Nr. 33 

Die Änderung dient der Vereinfachung und 
Klarstellung. Die bisherige Bestimmung des 
Absatzes 2 Nr. 1 erscheint überflüssig. 

Zu Nr. 34 

Der bisherige Absatz 4 ist durch § 81 a des 
Gesetzes zu Artikel 131 GG in der Fassung 
vom 1. September 1953 (BGBl. I S. 1288) 
gegenstandslos geworden. Die vorgesehene 
Bestimmung ersetzt den bisherigen Absatz 5, 
der dementsprechend gestrichen werden 
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kann. Sie sieht außerdem vor, daß die für 
die Ausstellung der Bescheinigung gemäß Ab- 
satz 1 in Betracht kommenden Behörden 
und Stellen auch zur Entgegennahme der 
hierfür benötigten eidesstattlichen Erklärun- 
gen zuständig sind. Hierfür hat sich in der 
Verwaltungspraxis ein 'dringendes Bedürfnis 
ergeben. 

Zu Nr. 35 

Die Vorschrift idient der Klarstellung. Wenn 
die Hilfsbedürftigkeit der Eltern gegeben 
ist, muß das Recht auf Familienzusammen- 
führung ohne Rücksicht darauf gewährt wer- 
den, ob die Kinder, zu denen die Familien- 
zusammenführung stattfindet, unterhalts- 
pflichtig sind. Die Unterhaltspflicht der Kin- 
der könnte beispielsweise wegen der unzu- 
länglichen finanziellen Lage der Kinder ver- 
neint werden (vgl. § 1603 BGB). Die vorge- 
schlagene Fassung steht auch mit der entspre- 
chenden Vorschrift des § 230 Abs. 2 Nr. 3 
des Lastenausgleichsgesetzes in Übereinstim- 
mung. 

Zu Nr. 36 

Die Vorschrift dient der Angleichung von 
§11 des Gesetzes über den Lastenausgleich 
an die neue Fassung des § 1 des Bundesver- 
triebenengesetzes. 

Zu Nr. 37 

Die Vorschrift dient der Klarstellung da- 
hin, daß auch die zur Zeit noch geltenden 


Länderausweise bei Vorliegen der Voraus- 
setzungen des § 18 eingezogen oder für un- 
.gültig erklärt werden können. 


Artikel II 

Für die durch die Neufassung des § 70 Abs. 1 
zusätzlich berechtigten Personen muß der Be- 
ginn der Meldefrist neu festgesetzt werden. 


Artikel III 

Die Bestimmung ermöglicht die Bekannt- 
machung des Bundesvertriebenengesetzes in 
der neuen Fassung, wobei zugleich die sich 
aus dem Ersten Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 
ergebenden Änderungen zu berücksichtigen 
sind. Dabei wird in § 10 Abs. 2 Nr. 6 das 
sich aus dem Inkrafttreten der Novelle er- 
gebende Datum einzusetzen sein. 

Artikel IV 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

Artikel V 

betrifft den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 8. Februar 1957 

An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 16. Januar 1957 — 7 — 83000 — 1129/57 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 171. Sitzung 
am 8. Februar 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be- 
schlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesvertriebenengesetzes 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Dn Sieveking 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel I 

1. Vor Nr. 1 

In § 1 Abs. 1 wird der letzte Satz igestrichen. 

Begründung 

Siehe Begründung zu 4. 

2. Zu Nr. 1 

a) In § 1 Abs. 2 erhält Nr. 5 folgende Fas- 
sung: 

„5. ihren Wohnsitz in den in Absatz 1 
genannten Gebieten gemäß § 10 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Ehe- 
schließung verloren, aber ihren stän- 
digen Aufenthalt dort beibehalten 
hatten und diesen infolge Vertreibung 
aufgeben mußten,“. 

Begründung 

Von der Änderung sollen nur die Ehe- 
frauen mit Kindern erfaßt werden, die 
nach der Eheschließung ihren ständigen 
Aufenthalt im Vertreibungsgebiet beibe- 
halten hatten, nicht aber diejenigen, 'die 
— vielleicht nach jahrelanger Abwesen- 
heit — an einen früheren Wohnsitz im 
Vertreibungsgebiet zurückgekehrt sind. 
Die entsprechende Änderung der Nr. 5 
macht aus redaktionellen Gründen eine 
Anfügung der neuen Nr. 6 erforderlich. 

b) In § 1 Abs. 2 wird eine neue Nr. 6 ein- 
gefügt mit folgender Fassung: 

„6. als Kinder einer unter die Bestim- 
mung der Nummer 5 fallenden Ehe- 
frau, in den in Absatz 1 genannten 
Geibieten gemäß § 11 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs keinen Wohnsitz, aber 
einen ständigen Aufenthalt hatten 
und diesen infolge Vertreibung auf- 
g^ben mußten.“ 


Begründung 

Vgl. Begründung zu 2.a). 

3. Zu Nr. 2 

Die Bezeichnung „Buchstabe a“ ist zu strei- 
chen. 

Begründung 

Folge aus Änderung zu § 1 Abs. 2 Nr. 5. 

4. Nach Nr. 2 

Es wird eine neue Nr. 2 a eingefügt mit fol- 
gendem Wortlaut: 

,2 a. In § 1 wird ein neuer Absatz 4 einge- 
fügt mit folgendem Wortlaut: 

»(4) Wer infolge von Kriegseinwir- 
kungen Aufenthalt in den in Absatz 1 
genannten Gebieten genommen hat, ist 
jedoch nur dann Vertriebener, wenn aus 
den Umständen hervorgeht, daß er sich 
auch nach dem Kriege in diesen Gebie- 
ten ständig niederlassen wollte/“ 

Begründung 

Aus Gründen der Systematik und zur Klar- 
stellung ist ider in § 1 Abs. 1 BVFG gestri- 
chene Satz an dieser Stelle einzufügen. 

5. Zu Nr. 5 

§ 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 1 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Nr. 4 bis 6, 
Abs. 3 und Abs. 4 ist sinngemäß anzuwen- 
den.“ 

Begründung 

Folge aus der Änderung des § 1 Abs. 2 Nr. 5. 
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6. Zu Nr. 6 

§ 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) § 1 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Nr. 1, 4 
bis 6, Abs. 3 und Abs. 4 ist sinngemäß anzu- 
wenden .“ 

Begründung 

Folge aus der Änderung des § 1 Abs. 2 Nr. 5. 

7. Zu Nr. 7 

Nach § 10 Abs. 2 Nr. 3 wird folgende Nr. 3 a 
eingefügt: 

„3 a. als ehemaliger politischer Häftling nach 
§ 9 Abs. 1 des Gesetzes über Hilfs- 
maßnahmen für Personen, die aus poli- 
tischen Gründen in Gebieten außerhalb 
'der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genom- 
men wurden, vom 6. August 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 498) oder“. 

Begründung 

Deutsche, die in der sowjetischen Besatzungs- 
zone oder in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 BVFG 
genannten Gebieten aus politischen, von 
ihnen nicht zu vertretenden Gründen in Ge- 
wahrsam waren, gelten bis zum Inkrafttre- 
ten des Häftlingshilfegesetzes (HHG) gemäß 
§ 1 Abs. 3 oder Abs. 4 des Heimkehrergeset- 
zes als Heimkehrer, wenn die dort aufge- 
führten Voraussetzungen erfüllt waren. Die 
Einfügung ist erforderlich, weil nach Inkraft- 
treten des HHG auf diese Personen insoweit 
nur noch die §§ 1 und 9 HHG Anwendung 
finden. 

8. Zu Nr. 9 

In § 10 Abs. 2 Nr. 6 werden hinter den Wor- 
ten „aus dem Ausland“ die Worte eingefügt 
„bis zum Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Bundes- 
vertriebenengesetzes. “ 

Begründung 

Nach dem Wortlaut des Entwurfs würde sich 
der vorgesehene Stichtag auf den Tag des In- 
krafttretens des Bundesvertriebenengesetzes 
beziehen; statt dessen muß auf den Tag des 
Inkrafttretens des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs abgestellt werden. 

9. Zu Nr. 12 Buchstabe b 

In § 13 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 


„(3) Über die Beendigung der Inanspruch- 
nahme von Rechten und Vergünstigungen 
(gemäß Absatz 1 und 2 entscheiden die zen- 
tralen Dienststellen der Länder (§ 21) oder 
die von ihnen bestimmten Behörden. Der 
Vertriebene oder Sowjetzonenflüchtling ist 
verpflichtet, diesen Dienststellen auf Ver- 
langen die erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen und Unterlagen vorzulegen. Die für 
die Gewährung von Rechten und Vergünsti- 
gungen zuständigen Stellen sind berechtigt, 
deren Beendigung zu beantragen.“ 

Begründung 

Der neu eingefügte Satz 2 dient der Erleich- 
terung der Durchführung und der Klarste!- 
lung. 

10. Zu Nr. 13 Buchstabe b 

Nr. 13 Buchstabe b erhält folgenden Wortlaut: 

,b) § 15 erhält folgende Bestimmung als Ab- 
satz 3: 

„(3) Liegen bei einem Vertriebenen die 
Voraussetzungen des § 3 vor, so ist auf 
Antrag der Ausweis A oder B durch einen 
entsprechenden Vermerk zu kennzeich- 
nen.“ ‘ 

Begründung 

Die Kennzeichnung des Ausweises A oder B 
für Personen, die auch die Voraussetzungen 
der Anerkennung als Sowjetzonenflüchtling 
erfüllen, wird für notwendig gehalten. Für 
eine derartige Kennzeichnung wird in sehr 
vielen Fällen, insbesondere bei den Vertriebe- 
nen, die nach dem 31. Dezember 1952 in das 
Bundesgebiet gelangt sind, ein berechtigtes In- 
teresse vorliegen. Von diesem Interesse sollte 
aber die Kennzeichnung nicht abhängig ge- 
macht werden, um zu vermeiden, daß ledig- 
lich diese Frage zu langwierigen, die Verwal- 
tung belastenden Auseinandersetzungen führt. 
Außerdem besteht ein Bedürfnis nach der 
statistischen Erfassung, die durch die Ausstel- 
lung des Vermerks erleichtert wird. 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

11. Zu Nr. 14 

Nr. 14 erhält folgende Fassung: 

,14. § 15 erhält folgenden Absatz 5: 

„(5) Hält eine Behörde oder Stelle, der 
ein Ausweis zur Geltendmachung von 
Rechten oder Vergünstigungen als Ver- 
triebene oder Flüchtlinge nach diesem oder 
einem anderen Gesetz vorgelegt wird, die 
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Entscheidung der zuständigen Behörde 
über die Ausstellung des Ausweises nicht 
für gerechtfertigt, so hat sie ihre Änderung 
oder Aufhebung zu beantragen. Über den 
Antrag entscheidet, falls die Ausstellungs- 
behörde ihm nicht entsprechen will, die 
von der Landesregierung bestimmte Be- 
hörde des Landes, in welchem der Ausweis 
ausgestellt worden ist.“ 4 

Begründung 

Die vorgesehene Zuständigkeitsfestlegung 
würde die in Artikel 84 Abs. 1 GG grund- 
sätzlich festgelegte Dispositionsfreiheit der 
Länder beeinträchtigen. 

12. Nach Nr. 14 

Es wird eine neue Nr. 14 a eingefügt mit fol- 
gendem Wortlaut: 

,14 a. Die Überschrift des § 16 erhält fol- 
gende Fassung: 

„Zuständigkeit und Verfahren“ 4 . 

Begründung 
Dient der Klarstellung. 

13. Zu Nr. 15 

Die vorgesehene Neufassung des § 16 Abs. 1 
wird dahin geändert, daß in den Sätzen 2 
und 3 des Absatzes 1 jeweils die Worte „das 
Land“ ersetzt werden durch die Worte „die 
Regierung des Landes“. 

Begründung 

Die Änderung ist aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung mit Rücksicht auf die 
verfassungsrechtlichen Bestimmungen über 
die Organisation und die Zuständigkeit der 
Behörden in einigen Ländern geboten. 

14. Zu Nr. 16 

Nr. 16 erhält folgenden Wortlaut: 

,16. § 16 erhält einen Absatz 3 mit folgender 
Fassung: 

„(3) Die zuständige Behörde erhebt 
von Amts wegen die erforderlichen Be- 
weise. Wenn sie mit Rücksicht auf die 
Bedeutung einer Aussage die eidliche 
Vernehmung eines Zeugen oder eines 
Sachverständigen für geboten erachtet, 
so ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
der Zeuge oder Sachverständige seinen 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt hat, 
um die eidliche Vernehmung zu ersuchen. 
Hierbei sind die Tatsachen und Vorgänge 


anzugeben, über welche die Verneh- 
mung erfolgen soll. Die Vorschriften des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und der 
Zivilprozeßordnung sind sinngemäß an- 
zuwenden. Das Amtsgericht entscheidet 
über die Rechtmäßigkeit der Verweige- 
rung des Zeugnisses, des Gutachtens 
oder der Eidesleistung; die Entscheidung 
kann nicht angefochten werden.“ 4 

Begründung 

Die Fassung des Absatzes 3 Satz 4 in der Re- 
gierungsvorlage erscheint im Hinblick auf 
den folgenden Satz überflüssig. Das Verfah- 
ren ist in den vorhergehenden Sätzen er- 
schöpfend geklärt. 

15. Nach Nr. 17 wird folgende neue Nr. 17 a 
eingefügt: 

,17a. § 18 erhält folgende Fassung: 

4 18 

Einziehung und Ungültigkeitserklärung 
Der Ausweis ist einzuziehen oder für 
ungültig zu erklären, wenn die Vor- 
aussetzungen ifür seine Ausstellung 
nicht Vorgelegen haben oder die ge- 
troffene Entscheidung auf einer unrich- 
tigen Anwendung des Gesetzes be- 
ruht. 444 

Begründung 

Die bisherige Fassung des § 18 BVFG, die 
durch die Worte „oder die getroffene Ent- 
scheidung auf einer unrichtigen Anwendung 
des Gesetzes beruht“ ergänzt werden soll, 
gibt nur den allgemeinen Grundsatz des Ver- 
waltungsrechts wieder, daß ein gegen eine 
Rechtsnorm verstoßender, begünstigender 
Verwaltungsakt widerrufen werden kann. 
Bisher wurden Einziehungsverfahren aus- 
schließlich deswegen durchgeführt, weil die 
nach geordneten Behörden die in den §§ 1 
bis 4 BVFG enthaltenen unbestimmten 
Rechtsbegriffe wie „besondere Zwangslage“, 
„politisch bedingt“ usw. falsch auslegten. Von 
einzelnen Verwaltungsgerichten wurde die 
Auffassung vertreten, daß die Einziehung des 
Bundesvertriebenenausweises nicht zulässig 
sei, wenn die Vorgesetzte Behörde nur eine 
andere Rechtsauffassung vertritt. Es ent- 
spricht daher einem Bedürfnis der Praxis, 
klarzustellen, daß unrichtige Entscheidungen 
der nachgeordneten Behörden im Ausweis- 
verfahren nach dem BVFG widerrufen wer- 
den können. 
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Die vorgeschlagene Ergänzung des § 18 ist 
auch notwendig, um die Durchführung der 
Nr. 14 des vorliegenden Entwurfs sicherzu- 
stellen. 

16. Nach Nr. 19 

Nach Nr. 19 wird eine neue Nr. 19 a einge- 
fügt mit folgendem Wortlaut: 

,19 a. In § 23 wird ein Absatz 2 eingefügt 
mit folgendem Wortlaut: 

„(2) Für jedes Mitglied des Beirats 
kann ein Stellvertreter berufen wer- 
den.« f 

Der bisherige Absatz 2 wird nunmehr Ab- 
satz 3. 

Begründung 

Es besteht nach den Erfahrungen ein Bedürf- 
nis, Stellvertreter zur Verfügung zu haben. 

17. Nach Nr. 19 a (neu) 

Nach Nr. 19 a (neu) wird eine neue Nr. 19 b 
eingefügt mit folgendem Wortlaut: 

,19 b. In § 24 werden nach den Worten 
„Bundesminister für Vertriebene« ein- 
gefügt die Worte „und ihre Stellver- 
treter«/ 

Begründung 

Folge aus der Einfügung des Absatzes 2 in 
§ 23 (vgl. 16.). 

18. Nach Nr. 20 

Es wird eine neue Nr. 20 a eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

„20 a. In § 41 wird der letzte Halbsatz ge- 
strichen.“ 

Begründung 

Die Streichung des Regelhöchstbetrages dient 
der Angleichung an die für die einheimischen 
Siedlungsbewetfber geltenden Bedingungen. 

19. Nach Nr. 20 a (neu) 

Es wird eine neue Nr. 20 b eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

,20 b. a) In § 42 Satz 1 werden die Worte 
„ , die im einzelnen Fall in der Regel 
den Betrag von insgesamt 20 000 
Deutsche Mark nicht übersteigen 
sollen« gestrichen. 


b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Es können in besonderen Fällen an 
Stelle oder neben Darlehen auch Bei- 
hilfen gewährt werden.« ‘ 

Begründung 

Folge aus der Änderung des § 41 (vgl. 18.). 

20. Nach Nr. 20 b (neu) 

Es wird eine neue Nr. 20 c eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

,20 c. In § 44 Abs. 1 werden die Worte „und 
der Betrieb, Betriebsteil oder das 
Grundstück die in § 36 Abs. 1 Nr. 3 
vorgeschriebene Wertgrenze nicht über- 
steigt« gestrichen/ 

Begründung 

Folge aus der Änderung des § 36 Nr. 3 (vgl. 
Artikel I Nr. 20 des Entwurfs) und des § 41 
(vgl. 18.). 

21. Nach Nr. 20 c (neu) 

Es wird eine neue Nr. 20 d eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

,20 d. In § 44 Abs. 2 werden die Worte „bis 
zu der in^ § 42 vorgesehenen Höhe« 
gestrichen/ 

Begründung 

Folge der Änderung des § 41 (vgl. 18.). 

22. Zu Nr. 21 

In § 46 Abs. 1 Nr. 1 sind die Worte „für die 
Jahre 1953 bis 1957« zu ersetzen durch die 
Worte „bis zu einer anderweitigen bundes- 
gesetzlichen Regelung«. 

Begründung 

Die Änderung ist erforderlich, um die Ein- 
gliederung der Vertriebenen und Flüchtlinge 
in die Landwirtschaft bis auf weiteres, insbe- 
sondere bis zu einer anderweitigen bundes- 
gesetzlichen Regelung, sicherzustellen. 

23. Nach Nr. 21 

Es wird eine neue Nr. 21 a eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

,21 a. In § 46 Abs. 2 wird ein Satz 3 ange- 
fügt mit folgendem Wortlaut: 

„Soweit der in Satz 1 bezeichnete Be- 
trag vom Jahre 1958 an nicht mehr zur 
Verfügung steht, ist er bis zu einer 
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anderweitigen bundesgesetzlichen Re- 
gelung aus Bundeshaushaltsmitteln be- 
reitzustellen.“ ‘ 

Begründung 

Folge der Änderung zu § 46 Abs. 1 Nr. 1 
(vgl. 22.). 

24. Zu Nr. 23 

In § 47 wird Absatz 4 gestrichen. 
Begründung 

Auch hier soll ein nahtloser Anschluß an eine 
künftige anderweitige bundesgesetzliche Re- 
gelung sichergestellt werden. 

25. Nach Nr. 23 

Es wird eine neue Nr. 23 a eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

,23 a. In § 52 Abs. 3 wird der letzte Halb- 
satz § 47 Abs. 4 ist nicht anzuwen- 
den“ gestrichen/ 

Begründung 

Folge der Streichung des § 47 Abs. 4 
(vgl. 24.). 

26. Nach Nr. 23 a (neu) 

Es wird eine neue Nr. 23 b eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

,23 b. In § 54 wird der letzte Halbsatz 
§ 47 Abs. 4 ist nicht anzuwenden“ 
gestrichen/ 

Begründung 

Folge der Streichung des § 47 Abs. 4 
(vgl. 24.). 

27. Zu Nr. 24 

§ 69 erhält folgende Fassung: 

4 69 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Ist für die Ausübung eines Berufes oder 
Gewerbes eine Zulassung oder Erlaubnis er- 
forderlich, deren Erteilung von der Feststel- 
lung eines Bedürfnisses oder ähnlicher Vor- 
aussetzungen abhängt, so sind Vertriebene 
und Sowjetzonenflüchtlinge, die vor der 
Vertreibung in solchen oder ähnlichen Be- 
rufen oder Gewerbezweigen tätig waren, be- 
vorzugt zu berücksichtigen, sofern die per- 


sönlichen Voraussetzungen für die Zulassung 
oder die Erteilung der Erlaubnis gegeben 
sind. 

(2) Die bevorzugte Berücksichtigung gilt 
bei der Zulassung oder Erlaubnis für mehrere 
Berufe oder Gewerbezweige für jede früher 
ausgeübte Tätigkeit, bei mehreren gleichar- 
tigen Zulassungen oder Genehmigungen für 
einen angemessenen Teil derselben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch An- 
wendung auf Personen, bei denen eine Verei- 
digung in Verbindung mit einer Bedürfnis- 
prüfung die Voraussetzung für die Berufs- 
ausbildung bildet. 

(4) Vorschriften, in denen für die Zulas- 
sung zu einem Gewerbe Höchstzahlen fest- 
gesetzt werden, die unter der Zahl der bis- 
herigen Zulassung liegen, finden auf Ver- 
triebene und Sowjetzonenflüchtlinge, bei de- 
nen die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor- 
liegen, keine Anwendung. 

(5) Diese Bestimmungen finden keine An- 
wendung, wenn und solange der Anteil der 
Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlinge in 
dem Beruf oder Gewerbe dem Verhältnis 
entspricht, in dem die Zahl der Vertriebenen 
und Sov/jetzonenflüchtlinge zur Gesamtzahl 
der Bevölkerung des Landes steht.“ 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung und 
textlichen Verbesserung. 

28. Zu Nr. 25 

In der Neufassung des § 70 Abs. 1 Satz 1 
sind die Worte „an Stelle einer Zulassung“ 
zu streichen. 

Begründung 

Aus der Fassung des Entwurfs könnte gefol- 
gert werden, daß in jedem Einzelfalle zu 
prüfen sei, ob der Arzt in dem Zeitpunkt, in 
dem die Teilnahme an der Kassenpraxis ge- 
stattet wurde, zugelassen worden wäre, wenn 
nicht Zulassungen grundsätzlich gesperrt ge- 
wesen wären. Eine derartige Nachprüfung ist 
aber praktisch nicht möglich. 

29. Zu Nr. 26 

§ 70 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 finden 
auch Anwendung auf Vertriebene und So- 
wjetzonenflüchtlinge, die vor der Vertreibung 
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oder Flucht zur Ausübung eines Berufes als 
Arzt, Zahnarzt oder Dentist befugt waren 
und nach bundes- oder landesrechtlichen 
Vorschriften umgesiedelt wurden oder wer- 
den, wenn sie am bisherigen Aufenthaltsort 
zur Kassenpraxis zugelassen waren oder 
wenn ihnen die Teilnahme an der Kassen- 
praxis als Arzt, Zahnarzt oder Dentist ge- 
stattet war, mit der Maßgabe, daß die Melde- 
frist für nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Umgesiedelte mit der Aufenthaltsnahme im 
neuen Zulassungsbezirk beginnt." 

Begründung 

Entspricht dem praktischen Bedürfnis bei der 
Durchführung der Bundesumsiedlung. 

30. Zu Nr. 27 

In § 70 erhält Absatz 5 folgende Fassung: 

„(5) Im übrigen sind Vertriebene und 
Sowjetzonenflüchtlinge, die vor der Vertrei- 
bung zur Ausübung eines Berufes als Arzt, 
Zahnarzt oder Dentist befugt waren, bei 
sonst gleichen Bedingungen bevorzugt zuzu- 
lassen. Das gilt nicht, wenn und solange der 
Anteil der Vertriebenen und Sowjetzonen- 
flüchtlinge in diesen Berufen dem Verhältnis 
entspricht, in dem die Zahl der Vertriebenen 
und Sowjetzonenflüchtlinge zur Gesamtzahl 
der Bevölkerung des Landes steht." 

Begründung 

Folge der Änderung des § 69 Abs. 5 (vgl. 27.). 

31. Nach Nr. 31 

Es wird eine neue Nr. 31 a eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

,31 a. In § 79 Abs. 1 Nr. 2 erhält der zweite 
Flalbsatz folgende Fassung: 

„sofern diese Beteiligung und eine Mit- 
wirkung an der Geschäftsführung für 
mindestens sechs Jahre sichergestellt 
sind, oder“ c . 

Begründung 

Folge der Änderungen in Artikel I Nr. 28, 
30 und 31 des Entwurfs. 

32. Nach Nr. 31a (neu) 

Es wird eine neue Nr. 31b eingefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

,31 b. In § 80 Abs. 3 wird der Text in der 
Klammer hinter dem Wort „Woh- 
nungsbau“ wie folgt gefaßt: 


„§§ 29 ff. des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes vom 27. Juni 1956 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 523“ \ 

Begründung 

Erforderlich durch Erlaß des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes. 

33. Zu Nr. 36 

In § 100 Nr. 1 erhält § 11 des Gesetzes über 
den Lastenausgleich folgende Fassung: 

4 ii 

Vertriebener 

(1) Vertriebener ist, wer als deutscher 
Staatsangehöriger oder deutscher Volkszuge- 
höriger seinen Wohnsitz in den zur Zeit un- 
ter fremder Verwaltung stehenden deutschen 
Ostgebieten oder in den Gebieten außerhalb 
der Grenzen des Deutschen Reichs nach dem 
Gebietsstand vom 31. Dezember 1937 hatte 
und diesen im Zusammenhang mit den Er- 
eignissen des zweiten Weltkrieges infolge 
Vertreibung, insbesondere durch Ausweisung 
oder Flucht, verloren hat. Bei mehrfachem 
Wohnsitz muß derjenige Wohnsitz verloren- 
gegangen sein, der für die persönlichen Le- 
bensverhältnisse des Betroffenen bestimmend 
war. 

(2) Als Vertriebene gelten Personen, die als 
deutsche Staatsangehörige oder deutsche 
Volkszugehörige 

1. nach dem 30. Januar 1933 die in Absatz 1 
genannten Gebiete verlassen und ihren 
Wohnsitz außerhalb des Deutschen Reichs 
genommen haben, weil aus Gründen poli- 
tischer Gegnerschaft gegen den National- 
sozialismus oder aus Gründen der Raisse, 
des Glaubens oder der Weltanschauung 
nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen 
geigen sie verübt worden sind oder ihnen 
drohten, 

2. auf Grund der während des zweiten Welt- 
krieges geschlossenen zwischenstaatlichen 
Verträge aus außerdeutschen Gebieten 
oder während des gleichen Zeitraumes auif 
Grund von Maßnahmen deutscher Dienst- 
stellen aus den von der deutschen Wehr- 
macht besetzten Gebieten umgesiedelt 
worden sind (Umsiedler), 

3. nach Abschluß der allgemeinen Vertrei- 
bungsmaßnahmen die zur Zeit unter frem- 
der Verwaltung stehenden deutschen Ost- 
gebiete, Danzig, Estland, Lettland, Litau- 
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en, die Sowjetunion, Polen, die Tschecho- 
slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, 
Jugoslawien, Albanien oder China ver- 
lassen haben oder verlassen, es sei denn, 
daß sie erst nach dem 8. Mai 1945 einen 
Wohnsitz in diesen Gebieten begründet 
haben (Aussiedler), 

4. ohne einen Wohnsitz gehabt zu haben, ihr 
Gewerbe oder ihren Beruf ständig in den 
in Absatz 1 genannten Gebieten ausgeübt 
haben und diese Tätigkeit infolge Vertrei- 
bung aufgeben mußten, 

5. ihren Wohnsitz in den in Absatz 1 ge- 
nannten Gebieten gemäß § 10 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs durch Eheschließung 
verloren, aber ihren ständigen Aufenthalt 
dort beibehalten hatten und (diesen infolge 
Vertreibung aufgeben mußten, 

6. als Kinder einer unter die Bestimmung der 
Nummer 5 fallenden Ehefrau in den in 
Absatz 1 genannten Gebieten gemäß § 11 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs keinen 
Wohnsitz, aber einen ständigen Aufenthalt 
hatten und diesen infolge Vertreibung auf- 
gd>en mußten. 

(3) Als Vertriebener gilt auch, wer, ohne 
selbst deutscher Staatsangehöriger oder deut- 
scher Volkszugehöriger zu sein, als Ehegatte 
eines Vertriebenen seinen Wohnsitz oder in 
den Fällen des Absatzes 2 Nr. 5 als Ehegatte 
eines deutschen Staatsangehörigen oder deut- 
schen Volkszugehörigen (den ständigen 


Aufenthalt in den in Absatz 1 genannten 
Gebieten verloren hat. 

(4) Wer infolge von Kriegseinwirkungen 
Aufenthalt in den in Absatz 1 genannten 
Gebieten genommen hat, ist jedoch nur dann 
Vertriebener, wenn aus den Umständen her- 
vorgeht, daß er sich auch nach dem Kriege 
in diesen Gebieten ständig niederlassen 
wollte." 

Begründung 

Notwendige Gleichstellung des Wortlauts 
des BVFG mit dem LAG. 

Zu Artikel IV 

a) Die bisherige Fassung des Artikels IV 
wird nunmehr Absatz 1. 

b) Ein neuer Absatz 2 wird angefügt mit 
folgendem Wortlaut: 

„(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saar- 
land." 

Begründung 

Das Bundesvertriebenengesetz wie das 
Lastenausgleichsgesetz und ihre Änderungs- 
gesetze gelten nicht im Saarland; folglich 
wäre die Inkraftsetzung dieses Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Bundesver- 
triebenengeset zes im Saarland gegenstands- 
los. 

Zur Klarstellung erscheint es geboten, die 
negative Saar-Klausel anzufügen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung: 

Zu Artikel I Nr. 1, 2 a, 3 bis 6, 8 bis 13, 
15 bis 17, 20, 30 bis 32 und Artikel IV: 

Den Empfehlungen des Bundesrates wird zu- 
gestimmt. 

Zu Artikel I 
Nr. 2 b) 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird mit der Maßgabe zugestimmt, daß aus 
sprachlichen Gründen der Wortlaut der vor- 
geschlagenen Nr. 6 des § 10 Abs. 2 wie folgt 
umgestellt wird: 

„6. in den in Absatz 1 genannten Gebieten 
als Kinder einer unter die Bestimmung 
der Nummer 5 fallenden Ehefrau gemäß 
§ 11 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keinen 
Wohnsitz, aber einen ständigen Aufent- 
halt hatten und diesen infolge Vertrei- 
bung aufgeben mußten." 

Nr. 7 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
kann nicht zugestimmt werden. 

Die vom Bundesrat zur Ergänzung des § 10 
Abs. 2 Nr. 3 BVFG vorgeschlagene Bestim- 
mung, wonach die ehemaligen politischen 
Häftlinge nach § 9 Abs. 1 des Häftlingshilfe- 
gesetzes (HHG) als besondere Personen- 
gruppe vom Stichtag des § 10 Abs. 1 (31. De- 
zember 1952) ausgenommen werden sollen, 
erscheint überflüssig. Ehemalige politische 
Häftlinge, die vor dem Inkrafttreten des 
HHG (10. August 1955) ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik 
oder in Berlin (West) genommen haben, sind 
— wie auch die Begründung des Bundesrates 
zu dem Änderungsvorschlag ausführt — von 
der Einhaltung des Stichtages des § 10 Abs. 1 
BVFG befreit, wenn sie die Voraussetzungen 
des Absatzes 3 oder 4 des § 1 des Heimkeh- 


rergesetzes erfüllen. Ehemalige politische 
Häftlinge, die seit dem Inkrafttreten des 
HHG (10. August 1955) in der Bundesrepu- 
blik oder in Berlin (West) ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenhalt genommen haben, 
erhalten nur dann Betreuung nach dem 
HHG, wenn sie unter den Voraussetzungen 
des § 3 BVFG (Sowjetzonenflüchtling) oder 
als Aussiedler im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 
BVFG oder im Wege der Familienzusam- 
menführung gemäß § 94 Abs. 2 BVFG in die 
Bundesrepublik oder nach Berlin (West) ge- 
kommen sind. In diesen Fällen sind die ge- 
nannten Personen durch die Vorschrift des 
§10 Abs. 2 Nr. 2 BVFG (Aussiedler), § 10 
Abs. 2 Nr. 4 BVFG (Familienzusammenfüh- 
rung) bzw. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BVFG (Sowjet- 
zonenflüchtling) von der Einhaltung des 
Stichtages befreit. 

Nr. 14 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird insoweit nicht zugestimmt, als der 
letzte Satz in § 16 Abs. 3 (Artikel I Nr. 16 
der Regierungsvorlage) gestrichen werden 
soll. 

Die eidliche Vernehmung des Antragstellers 
sowie die Abgabe eidesstattlicher Erklärun- 
gen im Ausweisverfahren müssen im Inter- 
esse der rechtlichen Klarstellung ausdrücklich 
ausgeschlossen werden. 

Nr. 18, 19 und 21 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
kann im Hinblick darauf nicht beigetreten 
werden, daß die Streichung des Regelhöchst- 
betrages zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
notwendig erscheint. Das BML gibt begrün- 
deten Ausnahmeanträgen jederzeit statt. Im 
übrigen werden in den meisten Fällen Be- 
träge in Anspruch genommen, die erheblich 
unter dem Regelhöchstbetrag von 20 000 
DM liegen. 

Nr. 22 und 23 

Den Empfehlungen des Bundesrates kann 
nicht gefolgt werden. Die Bundesregierung 
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hat bei der Beratung des Siedlungsprogramms 
unter Bejahung der Siedlungsnotwendigkeit 
beschlossen, Erhebungen über die Möglich- 
keiten zur Beschaffung von Siediungsland 
und über die Zahl der noch einzugliedernden 
Vertriebenen und Flüchtlinge anzustellen. 
Diese Erhebungen sollen die Grundlage für 
die Aufstellung eines langfristigen Eingliede- 
rungsplanes werden. Die Aufstellung dieses 
Planes bleibt abzuwarten. Den dann notwen- 
digen finanziellen Maßnahmen der Bundes- 
regierung kann jedoch jetzt nicht dadurch 
vorgegriffen werden, daß der Bund ver- 
pflichtet werden soll, auf unbestimmte Zeit 
hinaus 100 Mio DM für die Neusiedlung und 
weitere 100 Mio DM anstelle der Leistungen 
aus dem Ausgleichsfonds zur Verfügung zu 
stellen. 


Nr. 24 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
kann nicht zugestimmt werden. Die in der 
Regierungsvorlage vorgesehene Verlängerung 
der steuerlichen Vergünstigungen für den 
Landabgeber in § 47 Abs. 4 um ein Jahr er- 
scheint gegenwärtig ausreichend, um die Ein- 
gliederung von Vertriebenen^ und Flüchtlin- 
gen auf Neusiedlerstellen bis zu dem Zeit- 
punkt sicherzustellen, zu dem ein langfristi- 
ger Plan für die Eingliederung des vertrie- 
benen und geflüchteten Landvolkes wirksam 
wird. 


Nr. 25 und 26 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
kann mit Rücksicht darauf, daß nach der Re- 
gierungsvorlage die Bestimmung des § 47 
Abs. 4 BVFG erhalten bleiben soll, nicht zu- 
gestimmt werden. 

Nr. 27 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird mit der Maßgabe zugestimmt, daß der 
Absatz 4 des § 69 folgende Fassung erhält: 

„(4) Vorschriften, in denen für die Zulas- 
sung zu einem Gewerbezweig Flöchstzahlen 
festgesetzt werden, die unter der Zahl der 
bisherigen Zulassungen liegen, finden auf 
Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge, die 
vor der Vertreibung in diesem Gewerbezweig 
tätig waren, keine Anwendung, sofern die 


persönlichen Voraussetzungen für die Zulas- 
sung gegeben sind.“ 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Neufas- 
sung des § 69 dient nicht allein der Klar- 
stellung und der textlichen Verbesserung, 
sondern erweitert auch den sachlichen An- 
wendungsbereich des geltenden § 69, indem 
Absatz 1 vorsieht, Vertriebene und Sowjet- 
zonenflüchtlinge auch dann bevorzugt zu be- 
rücksichtigen, wenn sie bereits in einem 
„ähnlichen“ Beruf oder Gewerbezweig tätig 
waren. Infolge Verweisung auf Absatz 1 
würde dies auch für die in Absatz 4 erwähn- 
ten Gewerbezweige gelten. Bei Zustimmung 
zu der vorgeschlagenen Erweiterung in Ab- 
satz 1 erscheint es jedoch nicht vertretbar, 
Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge zu 
einem in Absatz 4 erwähnten Gewerbezweig 
bereits dann außerhalb festgesetzter Höchst- 
zahlen zuzulassen, wenn sie vor der Vertrei- 
bung nicht in dem gleichen, sondern in einem 
„ähnlichen“ Gewerbezweig tätig waren; denn 
bei allzu starker Ausweitung gesetzlicher 
Ausnahmen wäre der mit der Kontingentie- 
rung erstrebte Zweck in Frage gestellt. 

Nr. 28 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
kann nicht gefolgt werden, da hierdurch der 
Kreis der weiterhin als zur Kassenpraxis zu- 
gelassen geltenden Personen in ungerechtfer- 
tigter Weise ausgeweitet würde. Die Beden- 
ken des Bundesrates, daß nur sehr schwer 
festgestellt werden könnte, ob ein Arzt oder 
Zahnarzt eine Beteiligung „anstelle einer Zu- 
lassung“ erhalten habe, erscheinen nicht be- 
gründet. 

Nr. 29 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird mit der Maßgabe zugestimmt, daß im 
Text des § 70 Abs. 3 hinter den Worten 
„oder wenn ihnen“ die Worte eingefügt wer- 
den: „anstelle einer Zulassung“. 

Die Begründung ergibt sich aus der Stellung- 
nahme zu Artikel I Nr. 28. 

Nr. 33 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
wird mit der Maßgabe zugestimmt, daß der 
Wortlaut des Textes unter Nr. 6 wie bei dem 
Änderungsvorschlag zu Artikel I Nr. 2 b) 
umgestellt wird. 
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